
Inhalt
u Die Ausgangslage

u Demografische und wirtschaft­
liche Entwicklung in den 
Regionen

u Demografie

u Wirtschaftsstruktur

u Entwicklungen nach Qualifika­
tionsstufen und Anforderungs-
niveaus

u Qualifikationsstruktur des 
Arbeitskräfteangebots

u Anforderungsstruktur der 
Arbeitsplätze

u Arbeitskräftesituation nach 
erweiterten Berufshauptfeldern 
und Regionen

u Fazit und Ausblick

u Literatur

Gerd Zika | Tobias Maier | Robert Helmrich | Markus Hummel
Michael Kalinowski | Anke Mönnig | Marc Ingo Wolter

Qualifikations­ und 
Berufsfeldprojektion bis 2035
Regionale Unterschiede prägen die beruflichen 
Arbeitsmärkte

Angesichts der älter werdenden Bevölkerung muss Deutschland sich auf 

mittlere bis längere Sicht auf zunehmende Fachkräfteengpässe einstellen – 

trotz der hohen Zahl der Zuwanderer in den letzten Jahren. Je nach Ent­

wicklung der Bevölkerung und der Wirtschaftsstruktur zeichnen sich in den 

Regionen unterschiedliche Arbeitsmarktkonstellationen ab. Um die lang­

fristigen regionalen Entwicklungen sowohl auf der Nachfrage- als auch der 

Angebotsseite des Arbeitsmarktes besser abschätzen zu können, wurden auf 

Basis der aktuellen Qualifikations- und Berufsfeldprojektionen für Gesamt­

deutschland regionalspezifische Modellrechnungen bis 2035 durchgeführt.

Da sich die Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur in Deutschland regional unter-
scheidet und sich die Regionen auch verschiedenartig entwickeln, dürften auch 
künftige Arbeitskräfteengpässe oder -überhänge regional unterschiedlich ausfallen. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) haben deshalb – unter Mitwirkung der Gesellschaft für Wirt-
schaftliche Strukturforschung (GWS) und des Fraunhofer-Instituts für Angewandte 
Informationstechnik (FIT) – im Rahmen ihrer regelmäßigen Qualifikations- und Be-
rufsfeldprojektionen (QuBe-Projekt, vgl. Infokasten) regionalspezifische Entwick-
lungstrends bis zum Jahr 2035 modelliert. Die zentralen Befunde der aktuellen 
Modellrechnungen auf Bundesebene finden sich in Maier u. a. (2016). Eine aus-
führliche Darstellung der Konzepte und Methoden bieten Zika und Maier (Hrsg.) 
(2015). Die Ergebnisse für die regionalen Arbeitsmärkte werden in diesem BIBB Re-
port präsentiert.
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Jugendberufsagenturen als 
regionale Gestalterinnen der 
Ausbildungsgarantie – empirische 
Einblicke
Die geplante Ausbildungsgarantie hat ordnungspolitische Konsequenzen 
für die duale Berufsausbildung. Denn zur Versorgung aller Jugendlichen 
in einer Region sollen bei Bedarf außerbetriebliche Ausbildungsplätze an-
geboten werden, was die marktwirtschaftliche Zugangssteuerung zur Be-
rufsausbildung beeinflussen würde. Ausgehend von der These, dass damit 
ein Spannungsfeld zwischen der Berufswahlfreiheit junger Menschen und 
dem Fachkräftebedarf der Betriebe entsteht, das Jugendberufsagenturen 
(JBA) ebnen können, werden diese zunächst vorgestellt. Ferner gewähren 
Ergebnisse aus Experteninterviews, die in sechs ausgewählten Jugendbe-
rufsagenturen geführt wurden, empirische Einblicke dazu, wie diese eine 
Ausbildungsgarantie regional ausgestalten könnten. Auf dieser Basis wer-
den abschließend Handlungsempfehlungen formuliert.

 ▶ Ausbildungsgarantie mit ihren Bezügen zu 
Jugendberufsagenturen

Im Koalitionsvertrag wurde 2021 die Einführung einer Ausbildungsgarantie an-
gekündigt, „die allen Jugendlichen einen Zugang zu einer vollqualifizierenden 
Berufsausbildung ermöglicht, stets vorrangig im Betrieb“ (SPD/Die Grünen/FDP 
2021, S. 66). Um diese zu verwirklichen, sollen die vorhandenen Instrumente der 
Ausbildungsförderung ausgebaut werden. Ferner sollen in „Regionen mit erheb-
licher Unterversorgung an Ausbildungsplätzen […] bedarfsgerecht außerbetrieb-
liche Ausbildungsangebote in enger Absprache mit den Sozialpartnern“ (ebd.) 
initiiert werden. Diese allgemeinen Ausführungen im Koalitionsvertrag hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales Ende 2022 in dem Referentenentwurf 
eines „Gesetzes zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförderung und Einfüh-
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rung einer Bildungszeit“ (BMAS 2022) 
präzisiert. Auch wird dort klargestellt, 
dass es bei der Ausbildungsgarantie 
darum gehe, „allen jungen Menschen, 
die nicht über einen Berufsabschluss 
verfügen, den Zugang zu einer vollqua-
lifizierenden, möglichst betrieblichen 
Berufsausbildung zu eröffnen“ (BMAS 
2022, S. 3). 

Die Einführung einer so verstandenen 
Ausbildungsgarantie beinhaltet ord-
nungspolitisch eine bedeutsame Konse-
quenz: Die bisher geltende marktwirt-
schaftliche Steuerung des Zugangs zu 
einer dualen Berufsausbildung soll in 
den Regionen, in denen Ausbildungs-
plätze in Betrieben fehlen, durch außer-
betriebliche Ausbildungsangebote in 
enger Absprache mit den Sozialpartnern 
ergänzt werden. Damit werden außer-
betriebliche Ausbildungsangebote, die 
bisher gemäß § 76 Abs. 5 Sozialgesetz-
buch (SGB) III nur jungen Menschen 
mit sozialen Benachteiligungen, Lern-
beeinträchtigungen oder Behinderun-
gen sowie jenen mit einer vorzeitigen 
Auflösung ihres Ausbildungsverhältnis-
ses galten, auch für sogenannte „Markt-
benachteiligte“ geöffnet. Dies war in 
der Vergangenheit nur nach der Wie-
dervereinigung Deutschlands in den 
so bezeichneten neuen Bundesländern 
möglich, weil dort damals betriebliche 
Ausbildungsplätze in erheblicher Zahl 
fehlten (vgl. Berger/Walden 2002). 

Angesichts dieser ordnungspolitischen 
Implikation einer Ausbildungsgarantie 
ist nicht überraschend, dass insbeson-
dere die Sozialpartner die außerbetrieb-
lichen Ausbildungsplätze kritisch sehen 
(vgl. Euler/Seeber 2023), aber dies 
aus unterschiedlichen Gründen: Für 
die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (vgl. BDA 2022) 
setzt eine so realisierte Ausbildungsga-
rantie „ein falsches Signal, indem sie ei-
nem Rückzug der Jugendlichen auf ein 
enges Spektrum von Wunschberufen 
Vorschub leistet, statt sie zu motivieren, 

sich auf die vielfältigen offenen Plätze 
in Ausbildungsbetrieben zu bewerben“ 
(ebd., S. 3). Im Gegensatz dazu ist der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB 
2023) besorgt, dass damit „Unterneh-
men […] aus ihrer Verantwortung ent-
lassen werden, Ausbildungsplätze an-
zubieten“ (ebd., S. 15). Denn der DGB 
hat neben dem Fachkräftebedarf der 
Betriebe auch ausdrücklich die Berufs-
wahlfreiheit der jungen Menschen im 
Blick, wenn er betont, dass regional für 
sie ein auswahlfähiges Angebot zu ge-
währleisten sei, von dem laut dem aus 
1980 stammenden Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts „erst bei 112,5 An-
geboten auf 100 Suchende gesprochen 
werden“ (ebd., S. 12) könne. 

In dieser Kontroverse dokumentiert 
sich ein Spannungsfeld zwischen den 
Interessen der Betriebe an qualifizier-
ten Fachkräften auf der einen und der 
Berufswahlfreiheit der jungen Men-
schen auf der anderen Seite. Bereits 
seit einigen Jahren wird dieses Span-
nungsfeld auch als „Passungsproble-
me“ (Christ u. a. 2023, S. 14) auf dem 
Ausbildungsmarkt problematisiert. 
Angesichts der aktuellen Lage auf dem 
Ausbildungsmarkt ist davon auszuge-
hen, dass dies zukünftig bei der Um-
setzung der Ausbildungsgarantie noch 
virulenter werden wird. Das Bundes-
institut für Berufsbildung (BIBB) führt 
unterschiedliche Gründe auf, die zu 
einer geringeren Passung von Angebot 
und Nachfrage beitragen können, z. B.: 
Berufswünsche der Jugendlichen de-
cken sich nicht mit dem Angebot der 
Betriebe, eingeschränkte Passung von 
regionaler Nachfrage und regionalem 
Angebot, fehlende Übereinstimmung 
der Qualifikationen von Bewerben-
den und der Anforderungsprofile der 
Betriebe (vgl. (Christ u. a. 2023, S. 
14ff.). Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die grundlegende Frage, wie das 
zusätzlich in den Regionen zu schaf-
fende außerbetriebliche Ausbildungs-
angebot sowohl quantitativ in seiner 

Anzahl als auch qualitativ bezogen auf 
die Auswahl der Berufe so berechnet 
werden kann, dass allen Ausbildungs-
interessierten der Zugang zu einer Aus-
bildung garantiert und der regionale 
Fachkräftebedarf gedeckt wird. Das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung hat dazu zwar ein „Indika-
torenset“ (Dietrich u. a. 2023, S. 13) 
zusammengestellt, doch stellt es selbst-
kritisch fest, dass „sicherlich Bedarf für 
eine ganzheitliche Einschätzung der Si-
tuation vor Ort besteht“ (ebd.). Deshalb 
richtet sich hier der Blick auf die kon-
kreten regionalen Bedingungen und 
die Frage, welche „neutrale“ Stelle vor 
Ort das Matching zwischen den jugend-
lichen Berufswünschen und dem Fach-
kräftebedarf der (Sozial-)Wirtschaft 
leisten könnte. Bei der Gestaltung der 
Ausbildungsgarantie in Österreich hat 
sich für diese Aufgabe der österreichi-
sche Arbeitsmarktservice (AMS) (vgl. 
Wieland 2020, S. 10) bewährt. 

Doch während der österreichische AMS 
am ehesten den Agenturen für Arbeit 
in Deutschland entspricht, werden hier 
JBA als eine solche Vermittlungsinstanz 
auf regionalen Ausbildungsmärkten 
präferiert (vgl. auch DGB 2023, S. 11, 
13). Denn als rechtskreisübergreifende 
Kooperationsbündnisse verbinden JBA 
im Übergang Schule-Beruf mindestens 
die drei Partner Agentur für Arbeit, 
Jobcenter und den kommunalen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe. Ge-
meinsam können und sollen diese die 
verschiedenen Instrumente der Aus-
bildungsförderung, die im SGB II (Bür-
gergeld, Grundsicherung für Arbeit-
suchende), SGB III (Arbeitsförderung) 
und SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) 
verankert sind, rechtskreisübergreifend 
aufeinander abstimmen und miteinan-
der verzahnen. Nach den aktualisierten 
Empfehlungen des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge 
(2022) sollte dabei zukünftig auch 
noch das SGB IX (Rehabilitation und 
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Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen) ergänzt werden. 

Bisher fehlen jedoch empirische Unter-
suchungen dazu, wie JBA die Ausbil-
dungsgarantie regional ausgestalten 
können. Um dazu erste systematische 
Einblicke zu gewinnen, wurden sechs 
JBA als Beispiele guter Praxis mit Ex-
perteninterviews befragt. 

Vor der Präsentation der Forschungser-
gebnisse werden zunächst JBA anhand 
aktueller Daten und mit ihren konzep-
tionellen Grundlagen – vor allem mit 
Blick auf ihre Mitwirkung bei der Um-
setzung der Ausbildungsgarantie – vor-
gestellt. Nach kurzen Anmerkungen 
zur Forschungsmethodik werden die 
Forschungsergebnisse ausgeführt und 
abschließend als Anregungen dazu zu-
sammengefasst, wie JBA zur Umset-
zung der Ausbildungsgarantie in den 
Regionen beitragen können.

 ▶ Jugendberufsagenturen: 
Aufgaben und 
Herausforderungen

Mit der Gründung einer JBA entsteht 
keine neue Behörde, sodass sich auch 
nicht die gesetzlich definierten Zu-
ständigkeiten der Beteiligten, also der 
Arbeitsagentur, dem Jobcenter und 
dem kommunalen Träger der Jugend-
hilfe, ändern. Die Zusammenarbeit 
begründet sich auf dem freiwilligen 
Engagement der Partner und muss 
spezifisch den lokalen bzw. regionalen 
Bedingungen entsprechend entwickelt 
und gestaltet werden. Es gibt keine ge-
setzliche Verpflichtung oder ein Gebot 
für diese Kooperation, aber es finden 
sich in den Sozialgesetzbüchern Rege-
lungen, die eine Zusammenarbeit von 
Agenturen für Arbeit, Jobcentern und 
Jugendämtern (er)fordern. Die jewei-
ligen Handlungslogiken der beteiligten 
Partner sind durchaus unterschiedlich 
und haben sich historisch verschieden 

entwickelt. Geht es bei den Jobcentern 
darum, den Lebensunterhalt unabhän-
gig von der Grundsicherung bestreiten 
zu können (vgl. § 1 SGB II), ist es die 
Aufgabe der Agenturen für Arbeit, dem 
Entstehen von Arbeitslosigkeit ent-
gegenzuwirken und den Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage auf dem Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt zu unter-
stützen (vgl. § 1 SGB III). Das SGB VIII 
formuliert hingegen, „junge Menschen 
in ihrer individuellen und sozialen Ent-
wicklung zu fördern und dazu beizutra-
gen, Benachteiligungen zu vermeiden“ 
(§ 1 SGB VIII). Die hier kurz angeris-
senen unterschiedlichen Handlungs- 
und Sichtweisen der in JBA beteiligten 
Partner deuten eine erste Komplexität 
der Zusammenarbeit und Beratungstä-
tigkeit an und legen gleichzeitig die Be-
deutung der Benennung gemeinsamer 
Ziele der Partner dar: 

„Von entscheidender Bedeutung 

für den Erfolg sind die Entwicklung 

eines gemeinsamen Verständnisses 

der komplexen Aufgabe und eine 

wertschätzende Kultur in der Zu-

sammenarbeit der verschiedenen 

Akteure. Kooperation wird dann 

sinnvoll und erfolgreich, wenn für 

alle Beteiligten erkennbar wird, 

dass ihr gemeinsames Handeln 

auf Basis ihrer jeweiligen Verant-

wortungsbereiche und ihrer Hand-

lungsgrundsätze zu mehr Erfolgen 

bei der beruflichen Integration jun-

ger Menschen führt“ (Neises/Nug-

lisch 2016, S. 7). 

Ergänzt wird hier neben der beruf-
lichen die soziale Integration (vgl. 
Euler/Seeber 2023). Gemeinsame 
Ziele sowie gemeinsames Handeln 
in vertrauensvoller Zusammenarbeit 
sollten letztlich zu einer gemeinsamen 
Identität als JBA führen, die mehr Ge-
staltungsspielraum und Kontinuität 
schafft. Dass es sich dabei um eine an-
spruchsvolle Aufgabe handelt, wird 
angesichts der unterschiedlichen ge-

setzlichen, organisationsstrukturellen, 
fachlichen, thematischen und örtlichen 
Besonderheiten der Kooperationspart-
ner deutlich. Laut Erhebung der Ser-
vicestelle Jugendberufsagenturen im 
BIBB wurden bis Juli 2021 bundesweit 
353 Jugendberufsagenturen in 400 
Kommunen gegründet (vgl. Service-
stelle Jugendberufsagenturen im 
BIBB 2022).

 ▶ Übergänge begleiten und das 
Matching zwischen Interessen der 
jungen Menschen und Betriebe 
stärken

Der Übergang von der Schule in eine 
Berufsausbildung ist entscheidend 
für die späteren Arbeitsmarktchancen 
junger Erwachsener. Er erfolgt nicht 
immer geradlinig, und die Jugendpha-
se insgesamt ist geprägt durch (Neu-)
Orientierung und Suchbewegungen 
(vgl. BMFSFJ 2017, S. 6). Um sich in 
dieser Phase erproben und reflektierte 
Entscheidungen treffen zu können, be-
nötigen junge Menschen Erfahrungs-
räume. Die Aufgabe der Beratung in 
JBA besteht dann darin, ihnen eine 
Auseinandersetzung mit den verschie-
denen Möglichkeiten für den Prozess 
der Übergangsgestaltung zu bieten mit 
dem Ziel, dass sie „erwerbsbiografische 
Selbstverantwortung“ (Neises/Weiss 
2023, S. 40) übernehmen. So können 
JBA Gelegenheiten der praktischen 
Erprobung eröffnen (Praktika, Berufs-
felderkundungen etc.) oder Kontakte 
zu Betrieben anbahnen (Azubimessen, 
Speeddating etc.) oder auch Möglich-
keiten für persönliche Erfahrungen 
(Auslandsaufenthalte, Ausbildung 
weltweit, Freiwilligendienste etc.) aus-
loten. 

Gelingt der Übergang von der Schule in 
Ausbildung und Beruf nicht reibungs-
los, so gibt es dafür vielfältige Ursachen. 
Auf der einen Seite können persönliche 
Aspekte bei den jungen Menschen ver-
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antwortlich sein, auf der anderen Seite 
aber auch die Bedingungen der Aus-
bildungssituation vor Ort und nicht 
zuletzt die hier bereits einführend ge-
nannten „Passungsprobleme“ (Christ 
u. a. 2023, S. 14) am Ausbildungs-
markt. Dann benötigen junge Men-
schen auf ihre Bedürfnisse abgestimm-
te Angebote, die ihnen auch individuell 
tragfähige Zugänge ins Erwerbsleben 
eröffnen. Abbildung 1 zeigt, wie sich 
der Übergangsbereich auf der Struk-
turebene bisher darstellt. Es existieren 
die direkten Wege in Ausbildung und 
Studium, und es gibt eine Vielzahl an 
Angeboten und Unterstützungsmög-
lichkeiten. Neben den Leistungen der 
Sozialgesetzbücher existieren über die 
letzten Jahre hinweg betrachtet kon-
stant über 300 Programme von Bund 

und Ländern in den Handlungsfeldern 
am Übergang Schule-Beruf. Daneben 
bieten die Länder auch diverse schu-
lische Bildungsgänge an, die keinen 
vollqualifizierenden Abschluss ermög-
lichen. Hinzu kommen Initiativen und 
Projekte, die von unterschiedlicher Sei-
te (z. B. Stiftungen, Privatwirtschaft) 
ins Leben gerufen werden, sodass nicht 
selten auch Fachkräfte die Übersicht in 
diesem sogenannten „Förderdschun-
gel“ verlieren. 

Für die Umsetzung einer Ausbildungs-
garantie ist ein abgestimmtes Vorge-
hen gefordert, das allen Jugendlichen 
auf ihre individuellen Bedarfe hin ab-
gestimmte Hilfen und Unterstützung 
gewährt und das Matching für den 
Übergang in Ausbildung und Beruf 

herstellt (vgl. BMAS 2022; Deutscher 
Verein für öffentliche und private 
Fürsorge 2022; DGB 2023). Dabei ist 
für sie ist nicht relevant, aus welchem 
Rechtskreis heraus sie Leistungen er-
halten, entscheidender ist für sie das 
sogenannte „One-Stop-Government“, 
also die zentrale Anlaufstelle, die För-
derung und Beratung aus einer Hand 
bietet und bei der sich die Akteure in 
gemeinsamer Verantwortung für die 
Gestaltung des Übergangs einbringen 
(vgl. Deutscher Verein für öffentli-
che und private Fürsorge 2022). Für 
diese zentrale und verlässliche Bera-
tung und Begleitung durch die JBA, die 
allen jungen Menschen passende An-
gebote zugänglich machen soll, werden 
dort die verschiedenen Rechtskreise 
und Förderebenen zusammengeführt, 

Abbildung 1: Übergangsgestaltung: Teilsysteme und Angebotsvielfalt 

Quelle: eigene Darstellung
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was auch in Abbildung 2 farblich zum 
Ausdruck kommt. 

Bestenfalls führt diese Optimierung der 
Leistungs- und Beratungsprozesse zu 
einem passenden Matching zwischen 
den Berufswünschen der Jugendli-
chen und der Fachkräftesicherung der 
Betriebe. Ferner sind Schulberufsaus-
bildungen einzubeziehen, die im Aus-
bildungsgeschehen über ein Drittel der 
Ausbildungen ausmachen.

 ▶ Unterstützung aller Jugendlichen

Für alle Jugendlichen ansprechbar zu 
sein, ist vor dem Hintergrund der poli-
tisch präzisierten Ausbildungsgarantie 
voraussetzungsvoll. Denn es bedeutet, 

sowohl alle Jugendlichen tatsächlich 
erreichen zu können, als auch für sie 
die passende Ansprache und das pas-
sende Angebot vorzuhalten. Insbeson-
dere für den ersten Aspekt ist, neben der 
Kooperation mit allgemeinbildenden 
Schulen als abgebendem System, die 
Einbindung der Jugendhilfe bedeut-
sam. Sie kann aufsuchende Angebote 
machen, um junge Menschen zu errei-
chen, die sich ansonsten institutionel-
len Angeboten aus unterschiedlichen 
Gründen entziehen. Doch letztlich 
sollten sich JBA für alle Belange und 
Themen aller jungen Menschen am 
Übergang Schule-Beruf verantwortlich 
sehen und in dieser Verantwortung ge-
meinsam fallverstehend beraten. Dabei 
kann es um punktuelle Unterstützung 
gehen oder aber um eine dauerhafte 

Begleitung der persönlichen Entwick-
lung im Verlauf der Bildungsbiografie.

Wenn JBA im Rahmen einer Ausbil-
dungsgarantie für alle Jugendlichen 
verantwortlich sein sollen, dann gilt es 
auch, junge Menschen weniger nach 
defizitorientierten Zielgruppenmerk-
malen wie „nicht ausbildungsreif“, 
„sozial benachteiligt“, „lernbehindert“ 
zu kategorisieren, sondern ihre In-
teressen, Wünsche und Bedürfnisse 
zum Ausgangspunkt der Beratung zu 
machen. Auch eine enge Begrenzung 
der Altersspanne ist vor dem Hinter-
grund der beschriebenen Umsetzung 
einer Ausbildungsgarantie nur schwer 
zu halten, denn Jugendforscherinnen 
und -forscher stellen fest, dass sich in 
den letzten Jahrzehnten die Jugend-

Abbildung 2: Übergangsgestaltung durch JBA 

Quelle: eigene Darstellung
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Beratung und bedarfsorientierte Hilfen sowie kommunale Steuerung, Monitoring, Netzwerkarbeit.

Allgemeinbildende Schule

Erwerbsarbeit, 
Karrierepfade

Jugendberufsagenturen

Berufliche
Orientierung

Berufliche
Orientierung
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phase immer weiter verlängert hat und 
auch für Menschen mit über 25 Jah-
ren noch Themen des Jugendalters 
oder der Übergänge relevant sind (vgl. 
BMFSFJ 2017, S. 464). So stieg das 
Durchschnittsalter beim Eintritt in die 
Ausbildung in den letzten Jahren kon-
tinuierlich und lag 2022 für alle Auszu-
bildenden bei 19,9 Jahren, bei ausländi-
schen Auszubildenden bei 22,5 Jahren 
(vgl. BIBB 2022, S. 157ff.). Das Thema 
der Absolvierung einer Ausbildung in 
höherem Alter ist z. B. für Geflüchtete 
oder junge Mütter relevant. Insofern 
sollte auch in den JBA bedarfsorientiert 
und nicht nach starren Altersgrenzen 
unterstützt werden.

 ▶ Abschlüsse und Anschlüsse 
sichern

Das bildungspolitisch anspruchsvolle 
Ziel, alle ausbildungsinteressierten Ju-
gendlichen mittels einer Ausbildungs-
garantie zu einem berufsqualifizie-
renden Abschluss zu führen, wirft die 
Frage auf, welche Aufgaben den JBA 
dabei zukommen. JBA sollen sowohl er-
folgreiche Zugänge als auch Abschlüsse 
und Anschlüsse zu den Regelangeboten 
der beruflichen Bildung sichern. Doch 
werden immer noch zu häufig Jugend-
liche aufgrund der beschriebenen Kate-
gorisierungen auf Sonderwege oder in 
Sondermaßnahmen (z. B. Berufsförde-
rungswerke) vermittelt, die nicht in die 
regulären Angebote der betrieblichen 
oder schulischen Ausbildung sowie 
sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung münden. Separierende Syste-
me haben aber eine stigmatisierende 
Wirkung, das wurde in der Forschung 
schon verschiedentlich nachgewiesen 
(vgl. Euler/Seeber 2023; Enggruber 
u. a. 2021).

JBA können vorbereitend und beglei-
tend zur regulären Ausbildung Instru-
mente des Sozialrechts bzw. Unterstüt-
zungsangebote zur Verfügung stellen, 

um Ausbildungsschwierigkeiten vorzu-
beugen und diesen entgegenzuwirken, 
z. B. die Assistierte Ausbildung nach 
§ 74-75a SGB III, welche sowohl auf-
seiten der Auszubildenden als auch der 
Betriebe Ausbildungsverhältnisse an-
bahnt und/oder im Verlauf unterstützt. 
Ein ähnliches Angebot stellt die beglei-
tete betriebliche Ausbildung für junge 
Menschen mit Behinderungen nach 
§ 117 SGB III dar. 

Unterstützende Leistungen können 
aber auch den Ausbildungserfolg mit-
tels finanzieller Hilfen wie der Berufs-
ausbildungsbeihilfe (SGB III) oder 
dem Budget für Ausbildung (SGB IX) 
sichern. Zudem sind Zuschüsse für den 
Bereich Wohnen und Mobilität bedeut-
sam. 

Eine Ausbildungsgarantie bedeutet 
also insgesamt, neben dem Zugang zu 
einer Berufsausbildung für alle jungen 
Ausbildungsinteressierten auch deren 
individuellen Ausbildungserfolg zu si-
chern und entsprechende Maßnahmen 
dafür vorzuhalten. Wie JBA im Detail 
dazu beitragen können, zeigen die fol-
genden Ergebnisse aus Experteninter-
views.

 ▶ Forschungsmethodik der 
qualitativen Studie

Mittels Experteninterviews in sechs 
JBA wurden empirisch basierte Aus-
sagen dazu gewonnen, wie JBA regio-
nal die Ausbildungsgarantie umsetzen 
(können). Sowohl für die Berufsbil-
dungs- bzw. Sozialpolitik als auch die 
Praxis in JBA bieten die gewonnenen 
Forschungsergebnisse konkrete Hand-
lungsansätze, die zur Nachahmung ein-
laden sollen. Im Einzelnen wurden vier 
Forschungsfragen mit der hier vorge-
stellten qualitativen Studie beantwor-
tet:

(1)	 �Im Mittelpunkt stand die Frage, 
wie JBA das eingangs erläuter-
te Spannungsfeld zwischen der 
Berufswahlfreiheit der jungen 
Menschen auf der einen und dem 
Fachkräftebedarf der Betriebe auf 
der anderen Seite sehen und wie 
sie vorgehen, um beide Interessen-
gruppen gleichermaßen in einem 
Matching zu berücksichtigen.

(2)	 �Mit Blick auf das einführend ge-
nannte Verständnis von Aus-
bildungsgarantie, wie es im 
Koalitionsvertrag und Referenten-
entwurf formuliert ist, interessier-
te, wie es den JBA gelingt, das dort 
zumindest programmatisch ausge-
wiesene Ziel zu verfolgen, alle jun-
gen Menschen zu erreichen. Denn 
dieses Ansinnen ist überaus vor-
aussetzungsvoll, wie vorliegende 
Studien zu sogenannten „schwer 
erreichbaren“ Jugendlichen (vgl. 
z. B. Promberger/Klingert/Ni-
vorozhkin 2020) oder jenen mit 
Behinderungen (vgl. Enggruber/
Rützel 2014) zeigen. Stattdessen 
könnten sich die JBA lediglich an 
ausgewählte Zielgruppen richten 
und z. B. jene mit einer Behin-
derung ausschließen. Letzteres 
würde jedoch dem Gedanken der 
UN-Behindertenrechtskonvention 
widersprechen (vgl. Enggruber 
u. a. 2021). 

(3)	 �Zudem interessierte das Verständ-
nis einer vollqualifizierenden Be-
rufsausbildung der JBA. Denn es 
gibt kritische Stimmen dazu, dass 
mit der Ausbildungsgarantie allen 
jungen Menschen zwar der Zu-
gang zu einer vollqualifizierenden 
Berufsausbildung eröffnet werden 
soll. Dennoch werden Schulbe-
rufsausbildungen in dem Refe-
rentenentwurf „eines Gesetzes zur 
Stärkung der Aus- und Weiterbil-
dungsförderung und Einführung 
einer Bildungszeit“ (BMAS 2022) 
nicht einbezogen, obwohl auch sie 
zu einem vollqualifizierenden Be-
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rufsabschluss führen (vgl. BAGFW 
2023, S. 2; Kooperationsverbund 
Jugendsozialarbeit 2023, S. 2). 
Im Referentenentwurf richtet sich 
der Fokus also ausschließlich auf 
die duale Berufsausbildung, wäh-
rend Schulberufsausbildungen –
ausgeblendet werden, obwohl ihr 
Anteil 2022 bei 34,9 Prozent im 
Sektor Berufsausbildung lag (vgl. 
BIBB 2023, S. 78). 

(4)	 �Im Jahr 2021 blieben trotz aller 
bildungspolitischen Bemühungen 
rund 2,64 Millionen junge Men-
schen zwischen 20 und 34 Jahren 
ohne formalen beruflichen Ab-
schluss. Sie nahmen auch nicht an 
formalen Bildungsangeboten teil. 
Die sogenannte „Ungelerntenquo-
te“ stieg damit auf 17,8 Prozent  
(vgl. BIBB 2023, S. 275). Deshalb 
wurde erforscht, wie die JBA nicht 
nur den Zugang zu einer vollqua-
lifizierenden Berufsausbildung 
„garantieren“, sondern auch dazu 
beitragen können, dass mehr Ju-
gendliche ihre Berufsausbildung 
erfolgreich abschließen bzw. ei-
nen Berufsabschluss erreichen.

Um diese vier Fragen untersuchen 
zu können, wurden für die Experten-
interviews (vgl. Bogner/Littig/Menz 
2014) in Abstimmung mit der Service-
stelle Jugendberufsagenturen im BIBB 
(2022) sechs JBA als Beispiele guter 
Praxis für eine „Gesamtpartnerschaft 
aus drei Rechtskreisen“ (Hagemann/
Ruth 2019, S. 14) ausgewählt, die den 
folgenden drei Kriterien entsprechen: 
Als Indikator für eine enge und auch ge-
lingende Zusammenarbeit arbeiten die 
drei Behörden (1) nicht nur digital, son-
dern auch räumlich unter einem Dach 
zusammen und bieten (2) mindestens 
eine Anlaufstelle für junge Menschen 
und ihre Eltern an (vgl. Pagels 2022). 
(3) Ferner wurden JBA mit einer akti-
ven Jugendhilfe befragt unter der An-
nahme, dass die Jugendhilfe eher den 
Bedarfen junger Menschen zu entspre-

chen versucht, während Jobcenter und 
Agenturen für Arbeit aufgrund ihrer ge-
setzlichen Verankerung im SGB II und 
SGB III stärker die Vermittlung in den 
Ausbildungsmarkt im Blick haben. Mit 
diesem dritten Kriterium wurde die Fra-
ge nach dem Spannungsfeld bzw. Mat-
ching zwischen der Berufswahlfreiheit 
der jungen Menschen auf der einen und 
dem Fachkräftebedarf der Wirtschaft 
auf der anderen Seite berücksichtigt.

Um möglichst aussagekräftige Daten 
zu erhalten, wurde ein kontrastie-
rendes Sample (vgl. Bogner/Littig/
Menz 2014, S. 36) zusammenge-
stellt: So haben die einbezogenen JBA 
(1) unterschiedlich lange Kooperati-
onserfahrungen und stammen (2) aus 
vier kreisfreien Städten unterschied-
licher Größe und zwei Landkreisen 
in (3) sechs Bundesländern – davon 
vier in West- und zwei in Ostdeutsch-
land. Sie wurden per E-Mail über das 
geplante Interview informiert mit der 
Bitte, dafür eine Person mit Expertise 
zu benennen. Dennoch wurde in einer 
JBA ein Gruppengespräch mit fünf Per-
sonen geführt, in dem alle drei Rechts-
kreise vertreten waren. An den fünf 
Einzelinterviews nahmen in vier Fällen 
Vertreter/-innen der Jugendhilfe und in 
einem Fall die Schulseite teil. Lediglich 
das erste Interview fand zur Erprobung 
des Leitfadens in Präsenz statt, die an-
deren fünf, so auch jenes mit der Grup-
pe, erfolgten online. 

Fünf der mit einem offenen Leitfaden 
gestalteten (Online-)Interviews wur-
den im November 2022 geführt, ein 
Interview Anfang Januar 2023. Ihre 
unterschiedliche forschungsmethodi-
sche Gestaltung – d. h. online oder in 
Präsenz sowie Einzel- oder Gruppen-
interview – wurde bei der inhaltsanaly-
tischen Auswertung (vgl. Bogner/Lit-
tig/Menz 2014) nicht berücksichtigt. 
Mithin wurden die sechs Interview- 
transkripte alle in gleicher Weise den 
genannten vier Forschungsfragen fol-

gend inhaltsanalytisch bearbeitet und 
so die folgenden Ergebnisse gewonnen.

 ▶ Empirische Einblicke in 
Jugendberufsagenturen als 
regionale Gestalterinnen der 
Ausbildungsgarantie

 ▶ Verständnis einer 
Ausbildungsgarantie und ihrer 
Zielgruppe

Grundsätzlich stimmen die befragten 
JBA darin überein, dass eine Ausbil-
dungsgarantie für eine vollqualifizie-
rende Berufsausbildung gilt und diese 
duale und Schulberufsausbildungen 
sowie Berufsausbildungen für junge 
Menschen mit Behinderungen nach § 
66 BBiG bzw. § 42r HwO, sogenannte 
„Reha-Ausbildungen“ (I6, Z. 783), ein-
schließt. Auch mit Blick auf den vor-
handenen Fachkräftebedarf werden 
Schulberufsausbildungen wie jene 
in den Pflege- und Erziehungsberufen 
besonders herausgestellt, mit der Kon-
sequenz, dass auch Krankenhäuser, 
Pflegeeinrichtungen und Kindertages-
stätten ausdrücklich als Praktikums- 
und Ausbildungsbetriebe einbezogen 
werden: „Also die ganzen Bereiche, die 
schulisch ausgebildet werden, dass wir 
die mit im Blick haben, die Betriebe, die 
da wieder dranhängen“ (I1, Z. 1071f.). 
Zudem gibt es Kooperationen zwischen 
JBA und regionalen Hochschulen im 
Rahmen dualer Studiengänge, um jun-
ge Menschen mit Studienwunsch für 
die regionale Wirtschaft zu gewinnen 
und Studienabbrecherinnen bzw. -ab-
brechern neue Perspektiven bieten zu 
können.

Ferner sind sich die Befragten einig, 
dass sie sich mit ihrem breiten sozial-
rechtlichen „Instrumentenkasten“ (I3, 
Z. 112), über den sie zur Ausbildungs-
förderung in der JBA gemeinsam ver-
fügen, vor allem an junge Menschen 
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mit Benachteiligungen richten, auch 
an jene, die institutionell schwer er-
reichbar sind oder einen Fluchthinter-
grund haben. Ferner adressieren sie 
junge Menschen mit Behinderungen. 
Während einzelne JBA dazu bereits 
über positive Erfahrungen berichten, 
planen andere, zukünftig den Reha-
Bereich der Agentur für Arbeit sowie 
die Eingliederungshilfe nach SGB IX 
zu ergänzen: „Und haben dann nach 
paar Jahren, […], haben wir unsere 
Jugendberufsagentur weiterentwickelt 
und haben auch den Rechtskreis vom 
SGB IX aufgenommen, eben auch jun-
ge Menschen mit Behinderungen“ (I5, 
Z. 302ff.). 

Doch über diese Adressatengruppen 
hinaus sehen sie sich für alle jungen 
Menschen im Übergang Schule-Beruf 
zuständig. und dies „unabhängig da-
von, welche Schulform, welche Schul-
art“ (I6, Z. 8f.) sie besuchen. In diesem 
weiten Verständnis gehören somit alle 
jungen Menschen, so auch Schüler/-
innen in Förderschulen oder Gymna-
sien sowie jene mit (Fach-)Abitur dazu, 
wenn bei ihnen Schwierigkeiten bei 
der Berufs- bzw. Studienwahl auftreten 
können oder sie diese schon haben, so-
wie Studienabbrecher/-innen, die sich 
neu orientieren müssen. 

Während sich die Befragten in ihrer 
Zuständigkeit für alle Jugendlichen 
im Übergang Schule-Beruf einig sind, 
zeigen sich unterschiedliche Verständ-
nisse zur Altersspanne, für die sich 
JBA im Rahmen einer Ausbildungsga-
rantie verantwortlich sehen: So wird 
für eine Ausbildungsgarantie erst nach 
Abschluss des 18. Lebensjahrs plädiert, 
da viele Berufsbilder eine Berufsausbil-
dung erst ab 18 nahelegen oder Betrie-
be wegen des Führerscheins erst Auszu-
bildende ab 18 Jahren einstellen: „Also 
wir haben eigentlich ein großes Pro-
blem, dass jemand unter 18 gar nicht 
mehr [für eine Ausbildung] gewollt ist“ 
(I1, Z. 29). Deshalb wird vorgeschla-

gen, dass junge Menschen nach Ver-
lassen der allgemeinbildenden Schule 
zunächst eine Berufsausbildungsvorbe-
reitung mit einem klar kommunizierten 
„Ausbildungsversprechen“ (I1, Z. 297) 
absolvieren, bevor sie dann mit 18 in 
die gewählte Berufsausbildung mün-
den. Im Gegensatz dazu gibt es jedoch 
auch Stimmen, die sich für eine ab der 
elften Klasse geltende Ausbildungs-
garantie aussprechen, sodass teilweise 
schon Jugendliche ab 16 davon profi-
tieren können, sofern sie in Tests in der 
allgemeinbildenden Schule die für die 
gewählte Berufsausbildung notwen-
digen Voraussetzungen nachweisen. 
Sollte dies nicht möglich sein, so absol-
vieren sie nach diesem Ansatz zunächst 
eine Berufsausbildungsvorbereitung, 
die einen hohen Anteil von Betriebs-
praktika beinhaltet, und beginnen an-
schließend eine Berufsausbildung. 

Während sich die befragten JBA über-
wiegend – der Zielgruppenbestimmung 
der Arbeitsverwaltung folgend – an jun-
ge Menschen im Alter zwischen 15 und 
unter 25 Jahren richten, gibt es auch 
eine JBA, die sich für unter 28-Jährige 
zuständig sieht, „weil auch der braucht 
vielleicht noch mal mit 25 oder 26 Ori-
entierung, weil er nicht weiß, wo es hin-
geht“ (I6, Z. 864f.). Deshalb wurde sich 
in der JBA zur Vereinheitlichung der 
verschiedenen Altersgrenzen in den be-
teiligten Rechtskreisen darauf geeinigt, 
die Altersgrenze erst bei Abschluss des 
28. Lebensjahres zu ziehen, so wie dies 
auch oben vorgeschlagen wird.

Um eine Ausbildungsgarantie um-
setzen zu können, wird „ein gut ab-
gestimmtes Konzept der vorhandenen 
Maßnahmen vor Ort“ (I5, Z. 776f.) als 
notwendig erachtet, in dem der kaum 
noch durchschaubare Förderdschungel 
mit seinen zahlreichen „Doppelstruk-
turen“ (I2, Z. 845), also parallelen, für 
unterschiedliche Zielgruppen differen-
zierten Angeboten und Maßnahmen, 
abgebaut wird. Er sollte durch ein Sys-

tem mit „Klarheit in den Wegen und in 
der Struktur“ (I2, Z. 853) ersetzt wer-
den, das transparenter und nachvoll-
ziehbarer ist und präzise mögliche Bil-
dungswege vorzeichnet. Nach Auskunft 
der Befragten können JBA in ihrer Re-
gion maßgeblich dazu beitragen, dass 
ein solches kohärentes Fördersystem 
aufgebaut wird. Wie notwendig das ist, 
wird aufschlussreich erläutert: 

„Aber die Gefahr der Doppelstruk-

tur ist immens gegeben, also dass 

die jungen Leute ja ihr Thema an 

die verschiedensten Personen hin-

texten können, morgens in der 

Schule extrem, dann bist du mittags 

irgendwo auf dem Skaterplatz, da 

triffst du den von der mobilen Ar-

beit und abends sagt dein Freund, 

komm lass uns ins Jugendhaus ge-

hen und da könntest du auch noch-

mal mit jemandem sprechen über 

dein Thema, wenn du jetzt keinen 

Praktikumsplatz findest. Und alle 

drei Personen würden nicht sagen, 

du, da bin ich nicht zuständig. Also, 

und ja, jetzt war ich nur in mei-

nem Bereich der Jugendhilfe, bei 

der Agentur für Arbeit, wie gesagt, 

wenn ich da jemanden hinschi-

cke, da gibt es ja noch, noch auch 

viele ergänzende Angebote“ (I5, 

Z. 237ff.).

 ▶ Matching zwischen 
Berufswünschen der 
Jugendlichen und dem 
Fachkräftebedarf der 
regionalen (Sozial-)Wirtschaft

Wie bereits angeklungen ist, erachten 
die Befragten ein kohärentes Förder-
system im Übergangsprozess von der 
allgemeinbildenden Schule in eine Be-
rufsausbildung als notwendig, um eine 
Ausbildungsgarantie umsetzen zu kön-
nen. Dazu greifen sie auf die vorhande-
nen Instrumente zur Ausbildungsförde-
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rung zurück, die sie jedoch insgesamt 
verbessern wollen. Geleitet werden 
die meisten von ihnen dabei von ih-
rer durch Erfahrungen gewonnenen 
Überzeugung, dass junge Menschen in 
einem rationalen Abwägungsprozess 
ihre Berufswahl zwischen ihren Be-
rufswünschen und den Bedingungen 
auf dem regionalen Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt treffen, d. h., „die Jugend-
lichen sind schon orientiert, zumeist 
auch diejenigen, von denen wir das 
nicht denken. Die haben schon ein Ge-
fühl, wo, wo sich in der Welt etwas tut“ 
(I2, Z. 339ff.). Um Jugendliche in ihren 
rationalen Entscheidungsprozessen ge-
zielt zu unterstützen, sprechen sich die 
Experten und Expertinnen für quali-
tätsvolle Berufsorientierungs- und 
Berufsberatungsangebote in den all-
gemeinbildenden Schulen aus. So soll 
auch das Matching zwischen der Be-
rufswahlfreiheit der jungen Menschen 
auf der einen und der Fachkräftesiche-
rung der Betriebe auf der anderen Seite 
gelingen. Dazu gehören auch attraktive 
Informationsveranstaltungen zum re-
gionalen Ausbildungsangebot für junge 
Menschen und ihre Eltern (z. B. Ausbil-
dungsmessen, Betriebsbesichtigungen, 
Veranstaltungen in Fußballstadien, 
Discos oder Freibädern). Ferner wird 
darauf verwiesen, dass junge Menschen 
in ihrer „Persönlichkeitsentwicklung“ 
(I5, Z. 55) unterstützt werden könn-
ten, wenn mit ihnen gemeinsam ver-
ständigungsorientiert im Rahmen von 
ausführlichen Berufsberatungsgesprä-
chen ohne Vermittlungsdruck danach 
geforscht werde, welche Berufsausbil-
dung sie anstrebten. Wenn dies nicht 
gelänge – so wird pointiert formuliert 
– so könne „diese große Idee der Aus-
bildungsgarantie schlussendlich dann 
daran zerbrechen“ (I3, Z. 345f.). 

Somit ist geplant, „flächendeckend 
eine möglichst gute, hochwertige Be-
rufsorientierung anzubieten, mit allen 
Partnern unserer Region. Weil das ist 
der Start“ (I6, Z. 835ff.). Dabei richtet 

sich ein besonderes Augenmerk dar-
auf, zahlreiche und abwechslungsrei-
che Betriebspraktika schon im Laufe 
des allgemeinbildenden Schulbesuchs 
anzubieten, damit die Jugendlichen 
frühzeitig ein breites Spektrum unter-
schiedlicher Betriebswirklichkeiten 
kennenlernen und erfahren könnten. 
Im Gegensatz zu dem im Referenten-
entwurf enthaltenen § 48a SGB III 
Berufsorientierungspraktikum (vgl. 
BMAS 2022) haben die Befragten also 
nicht nur Angebote für junge Menschen 
mit festgestellter Berufseignung im 
Anschluss an den allgemeinbildenden 
Schulbesuch, sondern alle Schülerin-
nen und Schüler im Blick. Zudem wird 
u. a. die Schulsozialarbeit miteingebun-
den: 

„Also mit Schulsozialarbeit, mit 

Vertretern der Jugendberufsagen-

tur, mit Klassenlehrern, mit dem 

jungen Menschen selbst, um da 

schon in der 8. Klasse zu schauen, 

was sind deine, also was sind deine 

Interessen, was gibt es, und da auch 

über Praktika schon den Weg zu 

bahnen“ (I4, Z. 397ff.).

Neben einer qualitätsvolleren Berufs-
orientierung mit mehr Gelegenheiten 
zu Betriebspraktika wird eine verbes-
serte Berufsberatung als bedeutsam 
für das Matching erachtet: „Und eine 
Gelingensgarantie ist aus meiner Sicht 
gerade die Inanspruchnahme der Be-
rufsberatung“ (I6, Z. 41f.). In diesem 
Zusammenhang wird besonders die 
sogenannte „Berufsberatung vor dem 
Erwerbsleben (BBvE)“ als ein Bestand-
teil der „Lebensbegleitenden Berufsbe-
ratung (LBB)“ der Bundesagentur für 
Arbeit (2021) betont: „Auch die Berufs-
beratung hat ja jetzt ihr Konzept kom-
plett erweitert, dass die jetzt ja doppelt 
so viele Berufsberater haben, also die 
auch an den Schulen vor Ort sind“ (I5, 
Z. 82f.). Darin sehen die Expertinnen 
und Experten deutliche Chancen, junge 
Menschen in ihren teilweise kompli-

zierten, zeit- und damit auch personal-
aufwendigen Suchprozessen in ihrer 
Berufswahl zu unterstützen. Dabei 
sollten die JBA dazu beitragen, dass die 
Berufsberatung ganzheitlich und nicht 
nur einseitig auf die Vermittlung freier 
Ausbildungsplätze ausgerichtet werde. 
Denn das sei „ja mehr oder weniger 
die Kernidee von diesen Jugendberufs-
agenturen, die aber daran ansetzt, dass 
der einzelne Berater das erkennt, dass 
er das erkennen möchte“ (I3, Z. 338ff.). 
Auf die in diesem Zitat auch angespro-
chene Gelingensbedingung für eine 
qualitätsvollere Berufsberatung wird 
unten ausführlicher eingegangen.

Neben einer verbesserten Berufsorien-
tierung und -beratung, auch in Zu-
sammenarbeit mit Schulsozialarbeit, 
sollte nach Auskunft der befragten 
Expertinnen und Experten ferner das 
Übergangsmanagement verbessert 
werden. So werden in einigen JBA zu-
sätzliche Übergangsmanager/-innen in 
Schulen in sozial benachteiligten Stadt-
teilen bzw. Gebieten eingesetzt, ver-
standen als 

„ein Baustein der Jugendberufshil-

fe, um junge Menschen schon früh, 

also dieses, auch dieses Matching 

hinzubekommen, Interessen des 

jungen Menschen und Vermittlung 

in Praktika, in Einstiegsqualifizie-

rung und dann auch in das passen-

de Ausbildungsangebot. Also die 

machen auch Bewerbungen, Bewer-

bungs-, Bewerbungsgespräche“ (I4, 

Z. 679). 

Ausdrücklich wird darauf verwiesen,  
dass durch die JBA das Übergangs- 
management verbessert werden sollte, 
indem Jugendliche an den verschiede-
nen Stationen beim Übergang von der 
Schule in eine Berufsausbildung beglei-
tet werden, damit niemand verloren 
geht. Symbolisch wird mit dem Bild der 
„warmen Hand“ (I4, Z. 298) herausge-
stellt: „[D]as heißt warme Übergaben. 
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Wir müssen darauf achten. Wir müs-
sen nicht gucken, ob der Jugendliche 
das schafft, sondern wir haben dafür 
zu sorgen, dass das System darunter 
greift“ (I1, Z. 1731ff.). 

In der Gesamtschau wird mit der Ein-
führung einer Ausbildungsgarantie 
mithin eine veränderte Blickrichtung 
auf den Matchingprozess eingefordert, 
die nicht mehr von den Stärken und 
Schwächen der Jugendlichen, sondern 
von den Bedingungen im System aus-
geht. Diese sollten jungen Menschen 
eine umfassende und individuell abge-
stimmte Entscheidungsgrundlage so-
wie ganzheitliche Unterstützung dafür 
bieten, dass sie ihre Berufswahl sowohl 
bezogen auf ihre Interessen als auch 
ihre Beschäftigungschancen rational 
treffen können und ihnen dabei auch 
gegebenenfalls notwendige Umwege 
und Suchbewegungen ermöglicht wer-
den.

Um alle jungen Menschen erreichen 
und ihnen die Möglichkeit eröffnen 
zu können, sich umfassend über den 
regionalen Ausbildungsmarkt – auch 
unter Beteiligung von Unternehmen 
aus der Region – sowie die angebote-
nen Schulberufsausbildungen und dua-
len Studiengänge zu informieren, wird 
Netzwerkarbeit als unabdingbar zur 
Umsetzung einer Ausbildungsgarantie 
erachtet, „weil eine Ausbildungsgaran-
tie alleine klappt nicht“ (I6, Z. 20f.). So 
verfügen alle befragten JBA – je nach 
Dauer ihres Bestehens – über mehr oder 
weniger gut ausgebaute Netzwerke mit 
allgemein- und berufsbildenden Schu-
len, Kammern und Arbeitgebervertre-
tungen von Handwerk und Industrie, 
Betrieben, auch der Sozialwirtschaft 
und im öffentlichen Dienst, mit Aus-
länderbehörden sowie der stationären 
und ambulanten Jugendhilfe sowie teil-
weise auch der Jugendgerichtshilfe und 
Familiengerichten.

Auch aufgrund ihrer Netzwerke verfü-
gen JBA über eine fundierte Datenbasis 
für das Bildungsmonitoring. Denn sie 
können nicht nur die Daten der drei bei 
ihnen beteiligten Behörden, sondern 
ferner Statistiken aus Schulen sowie 
der Schulaufsicht einbeziehen, um eine 
aussagekräftige Bildungsberichterstat-
tung in der Region zu gewährleisten. 
Darauf können sowohl die JBA als auch 
ihre Netzwerkpartner zurückgreifen, 
um die jungen Menschen und ihre El-
tern sowie die Betriebe umfassend über 
die Situation am regionalen Ausbil-
dungsmarkt zu informieren. Insbeson-
dere mit Blick auf ein systematisches 
Übergangsmanagement wird dabei 
der Wunsch laut, „nicht nur ein abs-
traktes Monitoring, sondern personen-
scharfes Monitoring“ (I1, Z. 355f.) zu 
haben, was jedoch bisher aufgrund der 
hohen Datenschutzauflagen nur in Ko-
operation mit einigen Schulen gelingt.

Im Zuge ihrer Netzwerkarbeit und lang-
jährigen Kooperationen mit Betrieben 
verfügen die befragten JBA über einen 
breiten Fundus an Praktikums- und 
Ausbildungsbetrieben, in die sie die 
Jugendlichen ihren Berufswünschen 
entsprechend vermitteln können. Dabei 
greifen sie auch auf die in den JBA bei 
den verschiedenen Partnern vorhan-
denen Angebote wie den Arbeitgeber-
Service der Agentur für Arbeit zurück 
oder beauftragen Bildungsträger da-
mit. Die häufig geteilte Einschätzung, 
dass die Akquise von Praktikums- und 
Ausbildungsbetrieben „so eine klassi-
sche sozialpädagogische Aufgabe“ (I2, 
Z. 940f.) sei, wird von Interviewten kri-
tisch hinterfragt. Es wird dafür plädiert, 
für die Betriebsakquise besonders qua-
lifiziertes Personal mit entsprechenden 
Betriebserfahrungen einzustellen. 

 ▶ Aktivitäten für einen 
erfolgreichen Abschluss einer 
Berufsausbildung

Um jungen Menschen nicht nur den 
Zugang zu einer vollqualifizierenden 
Berufsausbildung zu garantieren, son-
dern sie auch darin zu unterstützen, 
ihre Berufsausbildung erfolgreich ab-
zuschließen, erläutern alle Befragten, 
dass sie ausbildungsbegleitende Hilfen 
wie die Assistierte Berufsausbildung 
(AsA) nach §§ 74-75a SGB III anbieten: 
„Dann begleiten wir ihn durch die Aus-
bildung und lassen ihn da nicht alleine“ 
(I3, Z. 798f.). Voraussetzung dafür sei 
jedoch, dass die Betriebe „jemanden 
reinlassen neben den Auszubildenden“ 
(I2, Z. 737f.). Zur Gewinnung von Be-
trieben für die AsA kann auch die JBA 
beitragen.

Da Schulberufsausbildungen im Ver-
ständnis aller Expertinnen und Ex-
perten bei einer Ausbildungsgarantie 
mitgedacht werden sollten, wird kon-
sequenterweise gefordert, dass die im 
SGB III geregelten ausbildungsunter-
stützenden Hilfen wie AsA auch dafür 
geöffnet werden sollten. Da dies bisher 
nicht der Fall ist, bietet eine JBA mit 
ihren Netzwerkpartnern „ein eigenes 
AsA-Programm, was so wie AsA ist, 
aber nicht durch die (Bundesagentur 
für Arbeit (BA) finanziert wird“ (I2, 
Z. 716f.).

Neben den von ihnen angebotenen aus-
bildungsunterstützenden Hilfen wiesen 
die Befragten auf die große Bedeutung 
der Ausbildungsqualität in den Betrie-
ben hin. Deshalb sollten JBA im Rah-
men ihrer Netzwerkarbeit die Betriebe 
davon überzeugen, eine gute Ausbil-
dungsqualität zu gewährleisten: Denn

„warum sollen wir da junge Leute 

hinschicken? Weil die Abbruch-

quoten in den Betrieben sind ja gi-

gantisch. Weil die jungen Leute ja 

auch selber sehen, sie werden nicht 
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vernünftig ausgebildet und werden 

nur ausgenutzt, und was soll ich 

da? Also wir haben da ein großes 

Manko“ (I2, Z. 625ff.). 

Zudem bestehe bei schlechter Aus-
bildungsqualität die Gefahr, dass „die 
Jugendlichen dann das Gefühl haben, 
das ganze Gewerk ist schlecht“ (I1, 
Z. 857), und dieses auch in ihren Peer-
groups verbreiten mit der Konsequenz, 
dass möglicherweise attraktive Aus-
bildungsplätze in anderen Betrieben 
unbesetzt bleiben. Deshalb wird der 
Wunsch geäußert, dass „alle Betriebe, 
die ausbilden, wirklich ihre Aufgabe 
ernst nehmen“ (I2, Z. 627ff.) und z. B. 
Handwerksinnungen stärker als „Ver-
treter/-innen einer guten Ausbildung 
auftreten“ (I1, Z. 858f.). Eine besonde-
re Bedeutung komme der Beziehungs-
gestaltung zu den Jugendlichen zu, 
denn „wenn da auch ein Mensch ist, 
der mich ernst nimmt oder wo ich sein 
kann, dann fühle ich mich da wohl“ (I5, 
Z. 948f.). Um Ausbilder/-innen über 
die Sichtweisen und Bedürfnisse jun-
ger Menschen zu informieren, werden 
von einigen JBA „regelmäßig Vorträge 
zur Generation Z in Unternehmen“ (I3, 
Z. 82) angeboten, auch um zu vermei-
den, dass Ausbildungsverhältnisse vor-
zeitig beendet werden.

 ▶ Gelingensbedingungen in 
Jugendberufsagenturen 
zur Gestaltung der 
Ausbildungsgarantie

Die bisher vorgestellten Aktivitäten, 
mit denen JBA aus Sicht der Expertin-
nen und Experten in ihren Regionen 
zur Umsetzung der Ausbildungsga-
rantie beitragen können, sind jedoch 
an voraussetzungsvolle Bedingungen 
geknüpft. So wurde die Partizipation 
junger Menschen an der Arbeit der 
JBA betont, denn sie „sollen sich ange-
sprochen fühlen von dem, was wir tun“ 
(I6, Z. 601f.). So wird berichtet, dass 

die Entwicklung und kontinuierliche 
Überprüfung des Logos und der Inter-
netseite der JBA unter Mitwirkung Ju-
gendlicher erfolge. Ferner wurden auch 
Beratungsräume in einer JBA gemein-
sam mit jungen Menschen zu gemüt-
lichen Räumlichkeiten mit Wohnzim-
meratmosphäre umgestaltet. Insgesamt 
zeigen die Experteninterviews jedoch, 
dass die Überlegungen in den JBA noch 
am Anfang stehen zu der Frage: 

„[W]ie können wir die […] jungen 

Menschen an der Entwicklung der 

Jugendberufsagentur beteiligen, 

um zu wissen, was sie wirklich brau-

chen? Da sitzen immer die alten So-

zialpädagogen, die Mitarbeiter von, 

Mitarbeiterinnen vom Jobcenter, 

Agentur für Arbeit, die meinen, sie 

wüssten, was die jungen Menschen 

brauchen“ (I4, Z. 797ff.). 

Dabei stellt sich auch die Frage nach 
Beteiligungsformaten wie Social Me-
dia. Ausdrücklich sollen nicht nur – 
wie häufig der Fall – Schüler/-innen in 
Gymnasien gewonnen, sondern auch 
jene aus Haupt-, Real- oder Förder-
schulen angesprochen und einbezogen 
werden.

Als eine weitere Voraussetzung zur Um-
setzung der Ausbildungsgarantie wer-
den aufsuchende und niederschwelli-
ge Angebote genannt, um auch schwer 
erreichbare junge Menschen dafür zu 
gewinnen, mit der JBA zusammenzu-
arbeiten. Teilweise werden diese ge-
meinsam aus § 16h SGB II und § 13 
SGB VIII, einige auch mit § 11 SGB VIII 
finanziert.

Zudem wird das äußere Erschei-
nungsbild der JBA als einflussreich 
herausgestellt, um junge Menschen an-
zusprechen: 

„Was noch wichtig ist, ist der Weg, 

also eine Agentur unter einem 

Dach, dass es hier kurze Wege gibt 

für die Jugendlichen in einem nie-

derschwelligen Haus, sage ich mal, 

Jugendförderung, Jugendhaus mit 

Jugendtreff, da sind die Leute cool, 

das ist kein Amt, kein Jugendamt, 

kein Sozialamt, keine Agentur für 

Arbeit“ (I4, Z. 924ff.).

Um rechtskreisübergreifend jungen 
Menschen ihren individuellen Bedarfen 
entsprechende Hilfen anbieten zu kön-
nen, wird von den Befragten die Metho-
de der kollegialen Fallberatung flexi-
bel einzelfallbezogen genutzt, d. h., es 

„wird kollegiale Fallberatung geben 

zwischen nur zwei Rechtskreisen, 

es wird kollegiale Fallberatung viel-

leicht mal mit drei Rechtskreisen 

geben, es wird vielleicht auch mal 

eine geben, wo man Netzwerkpart-

ner einbezieht oder wo vielleicht, 

weil er sich in einer außerbetriebli-

chen Maßnahme befindet, auch der 

Träger beteiligt ist. Ich glaube, das 

kann man, das kann man gar nicht 

so festlegen, das ergibt sich aus dem 

Einzelfall heraus“ (I6, Z. 985ff.). 

Eine positive Konsequenz regelmäßiger 
kollegialer Fallbesprechungen ist, dass 
alle Mitwirkenden in der JBA voneinan-
der die in den Rechtskreisen vorhande-
nen Förderinstrumente kennen, d. h., 
sie erfahren, „was es da alles für Mög-
lichkeiten gibt, und wie viele Gelder 
es dafür gibt“ (I4, Z. 777ff.). Dennoch 
sollen die jungen Menschen und ihre 
Eltern gar nicht merken, aus welchem 
Rechtskreis sie gefördert werden: Denn 
es geht um „Leistungen aus einem Guss, 
zumindest der Jugendliche muss nicht 
merken, welcher Rechtskreis dahinter-
steht“ (I1, Z. 474ff.).

Solche „Leistungen aus einem Guss“ (I1, 
Z. 474) setzen jedoch nach den Erfah-
rungen der Interviewten eine rechts-
kreisübergreifende, vertrauensvolle 
und gleichgestellte Zusammenarbeit 
voraus, die sich am jeweiligen jugend-
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lichen Einzelfall und nicht an den Or-
ganisationslogiken und -kulturen der 
beteiligten Behörden orientiert: 

„Und das ist es, dass wir gemeinsam 

auf Augenhöhe zusammenarbeiten 

in [Name der JBA] und uns einfach 

mal im ersten Moment von dem 

Rechtskreis trennen, dass wir uns 

in die jungen Menschen und deren 

Eltern oder Großeltern hineinver-

setzen und dass wir ihr Anliegen 

aufgreifen“ (I6, Z. 847ff.). 

Rechtskreisübergreifende, vertrauens-
volle Zusammenarbeit auf Augenhöhe 
sollte nicht nur auf der Arbeitsebene 
zwischen den Mitarbeitenden der drei 
Behörden bzw. Rechtskreise realisiert 
sein, sondern es sollten sich auch „die 
Führungskräfte der drei Institutionen 
so verständigen, sagen, das ist uns 
wichtig, […], wir haben eine Haltung 
zu diesem gemeinsamen Zusammen-
arbeiten, das ist ganz wichtig“ (I6, 
Z. 1234ff.). Dabei sollte auch das Den-
ken in Zuständigkeiten zugunsten eines 
ganzheitlichen Blicks auf die Jugend-
lichen überwunden werden, d. h., „das 
muss man vorleben als Institution, und 
es muss sich entwickeln, auch bei dem 
Mitarbeiter, der ja vorher beschränkt 
war auf sein Kästchen“ (I3, Z. 334).

In allen Interviews wird betont, dass die 
JBA sowohl in ihrer institutionellen Ent-
wicklung als auch zur Umsetzung inno-
vativer Förderansätze auf Programme 
des Bundes (vor allem „JUGEND STÄR-
KEN im Quartier“1) und der Bundeslän-
der angewiesen waren und dies auch 
weiterhin sind, weil sie über kein eige-
nes Budget verfügen. Denn sie sind kei-
ne eigene Behörde, sondern lediglich 

1	 Im Programm „JUGEND STÄRKEN im Quartier“ des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend wurden von 2015 bis 2022 in zwei Förderrunden 
junge Menschen im Alter zwischen 12 und 26 Jahren 
darin unterstützt, trotz sozialer Benachteiligungen in ihrem 
Übergang von der Schule in Beruf und Erwerbsarbeit eine 
Lebensperspektive zu entwickeln, vgl. URL: https://www.
jugend-staerken.de/ (Stand: 18.08.2023). 

eine „kooperationswillige Bürogemein-
schaft“ (I1, Z. 1021f.), im besten Fall 
eine „Verantwortungsgemeinschaft“ 
(I1, Z. 1735f.), die über kein gemein-
sames Budget für Gestaltungsaufgaben 
und keine gemeinsame Rechtsgrundla-
ge verfügt. 

Als weitere Gelingensbedingung wird 
in den Experteninterviews die Erreich-
barkeit von Ausbildungsbetrieben und 
Berufsschulen angesprochen. So wird 
vor allem in Landkreisen von jungen 
Menschen viel Mobilität verlangt, um 
weite Anfahrten zu Ausbildungsbetrie-
ben und Berufsschulen zu überwinden. 
Deshalb sei grundsätzlich zu klären, 
wie die Fahrtkosten oder der Bau von 
Wohnheimen finanziert werden kön-
nen. 

Schließlich wird als eine weitere Gelin-
gensbedingung herausgestellt, dass die 
zentrale Steuerung der Bundesagen-
tur für Arbeit sozialpolitisch über-
dacht und flexibilisiert werden sollte, 
um stärker kommunale Lösungen zu er-
möglichen, weil bisher „hier vor Ort ja 
wenig Spielraum […] ist. Also das, was 
ja vom Bund dann kommt, muss eins zu 
eins auch vor Ort umgesetzt werden, 
obwohl unsere Bedarfslage hier eine 
andere wäre“ (I5, Z. 750ff.).

 ▶ Handlungsempfehlungen 
für Jugendberufsagenturen 
zur Umsetzung einer 
Ausbildungsgarantie

Laut Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung soll die Ausbildungsgarantie 
„allen Jugendlichen einen Zugang zu 
einer vollqualifizierenden Berufsaus-
bildung [eröffnen], stets vorrangig im 
Betrieb“ (SPD/Die Grünen/FDP 2021, 
S. 66). Damit JBA in ihren Regionen 
zur Umsetzung einer so verstande-
nen Ausbildungsgarantie beitragen 
können, lassen sich aus den erzielten 
Forschungsergebnissen die folgenden 

13 Handlungsempfehlungen gewin-
nen: 

(1)	 �JBA sollten sich an alle jungen 
Menschen in der Region richten, 
die bei ihrem Übergang von der 
allgemeinbildenden Schule in eine 
Berufsausbildung unterstützt und 
bei Bedarf auch während einer Be-
rufsausbildung begleitet werden 
möchten. 

(2)	 �Es wird für ein weites Berufsaus-
bildungsverständnis plädiert, 
das sowohl duale als auch Schul-
berufsausbildungen sowie duale 
Studiengänge einbezieht. Dies gilt 
auch für sogenannte Reha-Ausbil-
dungen für junge Menschen mit 
Behinderungen nach § 66 BBiG, 
obgleich diese vor dem Hinter-
grund des Inklusionsgedankens 
der UN-Behindertenrechtskonven-
tion an anderer Stelle kritisch zu 
diskutieren wären (vgl. Enggru-
ber u. a. 2021). 

(3)	 �Unterschiedliche Hinweise zei-
gen sich zu den Altersgruppen 
junger Menschen: Einerseits gibt 
es Stimmen für eine Ausbildungs-
garantie nach Abschluss der all-
gemeinbildenden Schulpflicht und 
somit auch schon für 16-Jährige, 
sofern diese die notwendigen Vo-
raussetzungen für die gewünschte 
Berufsausbildung in Tests nach-
weisen können. Andererseits wird 
sich für das 18. Lebensjahr ausge-
sprochen, weil Betriebe nur noch 
Auszubildende ab 18 Jahren nach-
fragten. Ebenso verschieden fallen 
die Hinweise zu den Altersgrenzen 
aus: Während die einen für eine 
Ausbildungsgarantie über das 
vollendete 25. Lebensjahr hinaus 
plädieren, folgen andere den Vor-
gaben im SGB II und III und damit 
einer Altersbegrenzung auf unter 
25-Jährige. Insgesamt zeigen sich 
bezogen auf die Altersgruppen 
junger Menschen, für die eine Aus-
bildungsgarantie gelten sollte, so 

https://www.jugend-staerken.de/
https://www.jugend-staerken.de/
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unterschiedliche Einschätzungen, 
dass dazu weitere Forschungen 
und Debatten notwendig sind.

Zu der einleitend herausgestellten Kon-
troverse zwischen den Sozialpartnern, 
dass eine Ausbildungsgarantie mit zu-
sätzlichen außerbetrieblichen Ausbil-
dungsplätzen realisiert werden sollte, 
lassen sich aus den Aussagen der Be-
fragten die folgenden weiteren Empfeh-
lungen herauslesen: 

(4)	 �Aufgrund ihrer Erfahrungen emp-
fehlen sie, grundsätzlich davon 
auszugehen, dass junge Menschen 
in rationalen Entscheidungs-
prozessen abwägen, wie sie ihre 
individuellen Berufswünsche mit 
den jeweiligen Bedingungen am 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
abstimmen können. So verstan-
den, würden die Jugendlichen aus 
Eigeninteresse das Spannungsfeld 
zwischen ihrer Berufswahlfreiheit 
auf der einen und der Fachkräfte-
sicherung der Wirtschaft auf der 
anderen Seite austarieren. 

(5)	 �Dafür benötigten sie allerdings 
eine breite Informationsbasis, die 
von den JBA zu gewährleisten sei 
in Form einer qualitätsvoller als 
bisher gestalteten Berufsorien-
tierung mit zahlreichen betriebli-
chen Erfahrungsmöglichkeiten im 
Rahmen von Praktika. 

(6)	 �Zudem sollte die Berufsberatung 
weiter ausgebaut und ebenfalls 
verbessert werden, wozu auch 
der neue Ansatz der „Lebensbe-
gleitenden Berufsberatung (LBB)“ 
der Bundesagentur für Arbeit 
(2021) zu nutzen sei.

(7)	 �Ferner sei ein hochwertiges Über-
gangsmanagement notwendig, 
das auf einem aussagekräftigen 
Bildungsmonitoring – am besten 
mit personenbezogenen Daten – 
basiere. Von zentraler Bedeu-
tung sei dabei, die Übergangs-
begleitung ganzheitlicher und 

individueller als bisher an den 
Wünschen und Vorstellungen der 
Jugendlichen auszurichten.

(8)	 �Ferner sei die gemeinsam gestalte-
te kollegiale Fallberatung am in-
dividuellen Bedarf in Abstimmung 
mit den jeweiligen Bedingungen 
am Ausbildungs- und Arbeits-
markt zu orientieren. 

(9)	 �Um auch junge Menschen zu errei-
chen, die Förderinstitutionen kri-
tisch gegenüberstehen, sollten die 
JBA aufsuchende und/oder nie-
derschwellige Angebote machen, 
die gemeinsam aus den SGB II und 
VIII finanziert werden könnten. 

(10)	�Zudem sei insgesamt ein kohä-
rentes Fördersystem mit für 
Jugendliche und Eltern klar und 
nachvollziehbar strukturierten 
Bildungswegen ohne Doppel- oder 
Mehrfachstrukturen gefordert, um 
die Ausbildungsgarantie zu reali-
sieren. 

(11)	�Ferner wird empfohlen, dass die 
JBA verstärkt gemeinsam mit den 
Jugendlichen überlegen sollten, 
welche Angebote diese benötigen, 
wie das öffentliche Bild der JBA 
für sie attraktiver gestaltet und 
wie grundsätzlich die Partizipa-
tion junger Menschen ausgebaut 
werden könnte.

Wenn alle diese elf Bedingungen in 
JBA erfüllt sind, so ist zusammenfas-
send nochmals festzuhalten, gehen 
die Interviewten davon aus, dass die 
jungen Menschen auf einer breiten In-
formationsbasis in einem rationalen 
Abwägungsprozess zwischen ihren 
Berufswünschen auf der einen und 
Beschäftigungschancen auf dem Ar-
beitsmarkt auf der anderen Seite eine 
betriebliche oder schulische Berufs-
ausbildung oder ein (duales) Hoch-
schulstudium aufnehmen würden. Dies 
hätte zur Folge, dass nur noch wenige 
Jugendliche eine außerbetriebliche 
Berufsausbildung nachfragen wür-
den, zumal Erfahrungen zeigten, dass 

die Sorge, sie würden eine solche be-
vorzugen, „eigentlich überflüssig ist, 
..., wie gesagt, es wird mit den Füßen 
abgestimmt“ (I2, Z. 318f.). Außerdem 
sei das qualitative und quantitative 
Angebot außerbetrieblicher Ausbil-
dungsplätze auf Basis des in den JBA 
vorhandenen Bildungsmonitorings gut 
bestimmbar. 

(12)	�Dabei raten alle Interviewten zur 
kooperativen Variante außer-
betrieblicher Berufsausbildung, 
da sie mit ihrer Betriebsnähe die 
besten Chancen auf den Übergang 
in eine betriebliche Ausbildung 
sowie spätere Aufnahme von Er-
werbsarbeit biete.

(13)	�Um jungen Menschen im Rahmen 
einer Ausbildungsgarantie nicht 
nur den Zugang zu, sondern eben-
so den erfolgreichen Abschluss 
einer Berufsausbildung zu ermög-
lichen, sollten JBA ausbildungs-
unterstützende Angebote – auch 
für Schulberufsausbildungen – er-
öffnen.

Bis bundesweit alle 353 JBA, die sich 
auf 348 der insgesamt 400 deutschen 
Kommunen verteilen (vgl. Service-
stelle Jugendberufsagenturen im 
BIBB 2022, S. 4), diesen 13 Handlungs-
empfehlungen folgen werden, um in 
ihren Regionen eine Ausbildungsgaran-
tie umsetzen zu können, wird es noch 
einige Zeit dauern. Darauf verweisen 
zumindest die Untersuchungen der 
Servicestelle Jugendberufsagen-
turen im BIBB (2022, S. 4): Während 
die als Beispiele guter Praxis befragten 
JBA alle über mindestens eine gemein-
same Stelle im Sinne des One-Stop-Go-
vernment verfügten, ist dies nur bei 
gut 43 Prozent der JBA der Fall. Dieser 
kritisch stimmende Befund kann als 
ein Indiz dafür gelten, dass die Ent-
wicklung hin zu einer vertrauens-
vollen rechtskreisübergreifenden 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe in 
mehr als der Hälfte der bundesweit vor-
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handenen JBA noch aussteht. Dies mag 
auch daran liegen, dass JBA als freiwil-
liges Kooperationsbündnis bisher über 
kein eigenes Budget verfügen. Deshalb 
bleibt ihnen nur die Möglichkeit, Pro-
gramme des Bundes und der Länder zu 
nutzen, um sich als gemeinsame Orga-
nisation zu konstituieren und innovati-
ve Förderansätze realisieren zu können. 
Diese auf Dauer von den Befragten als 
belastend und zeitraubend erlebten 
Antragstellungen im Rahmen von Bun-
des- und Landesprogrammen könnten 
vermieden und zudem Anreize zur 
Weiterentwicklung geschaffen werden, 
wenn JBA, die sich aktiv in die Umset-
zung der Ausbildungsgarantie in ihrer 
Region einbringen, unterstützt würden. 
Damit könnten sie auch Leistungen 
aus einem Guss, die jungen Menschen 
und ihren Eltern von einer attraktiv ge-
stalteten Anlaufstelle unter einem Dach 
angeboten und mittels kollegialer Fall-
beratung auf die individuellen Bedarfe 
der Ausbildungssuchenden abgestimmt 
werden, besser realisieren. 
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Abstract

The planned training guarantee 
has regulatory consequences for 
dual vocational training. This is be-
cause extra-company training pla-
ces are to be offered as needed to 
supply all young people in a region, 
which would influence the market-
based control of access to vocatio-
nal training. Based on the thesis 
that this creates a field of tension 
between young people‘s freedom 

to choose an occupation and com-
panies‘ need for skilled workers, 
which youth vocational agencies 
can smooth out, these are first pre-
sented. Furthermore, results from 
expert interviews conducted in six 
selected youth vocational agencies 
provide empirical insights into how 
they could design a training gua-
rantee on a regional basis. Finally, 
recommendations for action are 
formulated on this basis.
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